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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

III/l — 68070 — 6119/68 


Bonn, den 21. November 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Wirtschaftspolitik in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates über die Erhöhung des Gemein- 
schaftszollkontingents für Zeitungsdruckpapier der Tarifnr. 
48.01 A des Gemeinsamen Zolltarifs. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 7. Novem- 
ber 1968 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit einer alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Entwurf einer Verordnung des Rates 
über die Erhöhung des Gemeinschaftszollkontingents für 
Zeitungsdruckpapier der Tarifnr. 48.01 A des Gemeinsamen 

Zolltarifs 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 28, 

gestützt auf den Verordnungsentwurf der Kom- 
mission, 

und in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit seiner Entscheidung vom 29. Februar 1968^) 
hat der Rat für Zeitungsdruckpapier der Tarif- 
nummer 48.01 A des Gemeinsamen Zolltarifs ein 
Gemeinschaftszollkontingent mit einer Gesamt- 
menge von 750 000 t, davon vertragsmäßig 625 000 t 
und autonom 125 000 t eröffnet und zwischen den 
Mitgliedstaaten aufgeteilt. 

Hält man sich ausschließlich an die von den Mit- 
gliedstaaten mitgeteilten neuesten Verbrauchs- und 
Produktionsvorausschätzungen, so scheint der Ge- 
meinschaftsbedarf im Jahre 1968 mit dem obener- 
wähnten Gemeinschaftszollkontingent von 750 000 t 
vollständig oder wenigstens nahezu vollständig ge- 
deckt werden zu können. Wendet man jedoch auf 
die Einfuhren aus Drittländern im Jahre 1967 die 
allgemein auf 8 Vo geschätzte durchschnittliche Zu- 
wachsrate des Verbrauchs an, so darf der Schluß 
gezogen werden, daß diese Menge von 750 000 1 
— selbst unter Berücksichtigung der Zunahme der in 
der Gemeinschaft verfügbaren Mengen — um 
30 000 1 erhöht werden müßte, um den Gesamtbe- 
darf der verarbeitenden Industrien der Gemein- 
schaft bis zum Ende des Jahres 1968 zu decken; der 
etwaige Übertrag von den in gewissen Mitglied- 
staaten noch nicht ausgenutzten Quoten hat in je- 
dem Fall den obengenannten Gesamtbedarf nicht 
decken können. Es erscheint daher zweckmäßig, 
daß Zollkontingent für dieses Erzeugnis innerhalb 
der obenerwähnten Grenze von 30 000 t zu erhöhen. 

Ein Verfahren zur Ausnutzung des so erhöhten 
Zollkontingents, das auf eine endgültige Aufteilung 
beruht, dürfte nicht geeignet sein, den Gemein- 
schaftscharakter des betreffenden Zollkontingents 
zu wahren. Die endgültige Aufteilung des ursprüng- 
lichen Kontingents hat vor allem dazu geführt, daß 
gewisse Mitgliedstaaten keinen oder nur in gerin- 
gem Maße von ihren Quoten Gebrauch machten, 
während andere Mitgliedstaaten ihre Quoten 
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schneller ausgeschöpft haben, so daß dadurch ein 
zusätzlicher Einfuhrbedarf entstanden ist. Es ist 
demnach unerläßlich, die Gesamtmenge der betref- 
fenden Erhöhung zur Bildung einer Gemeinschafts- 
reserve zu verwenden. Die Mitgliedstaaten, die 
nach Ausschöpfung ihrer Quote aus dem zu Anfang 
des Jahres durch den Rat eröffneten Zollkontingent 
einen zusätzlichen Bedarf decken wollen, müssen 
nach den in dieser Verordnung festgelegten Antei- 
len automatisch eine Ziehung aus der Reserve vor- 
nehmen. Diese Ziehung ist von den einzelnen Mit- 
gliedstaaten durchzuführen, wenn ihre jeweiligen 
zusätzlichen Quoten nahezu vollständig ausge- 
schöpft sind, und zwar so oft es die Reserve ge- 
stattet; dieses Verwaltungs verfahren erfordert eine 
enge Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaa- 
ten und der Kommission, die insbesondere den 
Stand der Ausschöpfung der Kontingentsmenge Ver- 
folgen und die Mitgliedstaaten darüber unterrich- 
ten muß - — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Das mit Entscheidung vom 29. Februar 1968 er- 
öffnete Gemeinschaftszollkontingent für Zeitungs- 
druckpapier der Tarifnr. 48.01 A des Gemeinsamen 
Zolltarifs wird von 750 000 t auf 780 000 t erhöht. 

Diese zusätzliche Menge von 30 000 1 bildet die 
Reserve des Gemeinschaftszollkontingents. 

Artikel 2 

1. Ist die in Artikel 2 der Entscheidung vom 29. Fe- 
bruar 1968 festgesetzte ursprüngliche Quote eines 
Mitgliedstaates vollständig ausgeschöpft, so zieht 
dieser Mitgliedstaat unter Benachrichtigung der 
Kommission unverzüglich eine zweite Quote in 
Höhe von 4 v. H. seiner ursprünglichen Quote, so- 
fern die Reservemenge dies gestattet. 

2. Ist diese von einem Mitgliedstaat gezogene 
Quote bis zu 90 v. H. oder mehr ausgesdiöpft, so 
zieht dieser Mitgliedstaat nach den Bestimmungen 
des Absatzes 1 eine dritte Quote in gleicher Höhe 
wie die zweite. Dieses Verfahren wird bis zur Aus- 
schöpfung der Reserve in gleicher Weise wiederholt. 

3. Abweichend von Absatz 1 und 2 kann jeder Mit- 
gliedstaat unter den dort festgesetzten Bedingungen 
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niedrigere Quoten ziehen als in diesen Absätzen 
festgesetzt ist, wenn Gründe für die Annahme vor- 
liegen, daß diese Quoten nicht ausgeschöpft werden 
könnten. 


Artikel 3 

Die Kommission verbucht die von den Mitglied- 
staaten gemäß Artikel 2 eröffneten Quoten und 
unterrichtet die Mitgliedstaaten, sobald ihr die 
Mitteilungen zugehen, über den Stand der Aus- 
schöpfung der Gemeinschaftsreserve. 

Sie sorgt dafür, daß sich die Ziehung, die die 
Reserve ausschöpft, nur auf den verfügbaren Saldo 
bezieht, und gibt zu diesem Zweck dem ziehungs- 
berechtigten Mitgliedstaat die Höhe dieses Saldos 
bekannt. 


Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Begründung 


1. Im Laufe der Monate Juli bis September haben 
mehrere Mitgliedstaaten dem Rat und der Kom- 
mission Anträge auf Erhöhung der Mengen be- 
stimmter für das Jahr 1968 eröffneter Gemeinschafts- 
zollkontingente vorgelegt. Es handelt sich um die 
für Zeitungsdruckpapier, Ferrosiliziummangan, hoch- 
raffiniertes Ferrochrom und Aluminium eröffneten 
Kontingente. 

2. Die Möglichkeit, die gewünschten Erhöhungen 
vorzunehmen, wurde in einer von den Dienststellen 
der Kommission organisierten Sitzung mit den Sach- 
verständigen sämtlicher Mitgliedstaaten am 1. und 

2. Oktober 1968 geprüft. In dieser Sitzung haben 
die Delegationen der Belgisch-Luxemburgischen 
Wirtschaftsunion mitgeteilt, daß ihre Regierung 
zudem die Erhöhung der für Ferrosilizium und für 
Rohmagnesium eröffneten Gemeinschaftszollkontin- 
gente beantragt. 

Am Ende dieser Sitzung haben sich die Sachverstän- 
digen sämtlicher Mitgliedstaaten einstimmig damit 
einverstanden erklärt, daß die Prüfung aller dieser 
auf Artikel 28 des Vertrages beruhenden Erhöhungs- 
anträge (ausgenommen für Rohmagnesium) auf 
Ebene des Rates nur auf Grund von Verordnungs- 
entwürfen erfolgen solle, die von der Kommission 
ausgearbeitet werden. Gegen den Wunsch der nie- 
derländischen Delegation, die Prüfung einer etwai- 
gen Erhöhung' des Gemeinschaftszollkontingentes 
für Zeitungsdruckpapier gesondert und mit Vorrang 
zu behandeln, wurde keine Einwendung erhoben. 
Der beigefügte Verordnungsentwurf behandelt somit 
diesen Gegenstand. 

3. Für Zeitungsdruckpapier wurde mit Entscheidung 
des Rates vom 29. Februar 1968 (Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften Nr. L 61 vom 8. März 1968, 
Seite 11) ein zollfreies Gemeinschaftszollkontingent 
von 750 000 t eröffnet. Diese Kontingentsmenge von 
750 000 t entsprach zu 625 000 t der von der Ge- 
meinschaft im Rahmen des GATT eingegangenen 
Verpflichtung und zu 125 000 t, einer autonomen Ent- 
scheidung des Rates aufgrund von Artikel 28 des 
Vertrages. 

4. Diese Kontingentsmenge von 750 000 t galt 
damals als ausreichend zur Deckung des voraus- 
sichtlichen Einfuhrbedarfs aus Drittländern in die 
Gemeinschaft. Auf Grund der von den Sachverstän- 
digen sämtlicher Mitgliedstaaten durchgeführten 
Schätzungen für das Jahr 1968 kann nunmehr ange- 
nommen werden, daß der Verbrauch an Zeitungs- 
druckpapier der Gemeinschaft ungefähr 2 048 000 t 
und die Erzeugung ungefähr 1 268 000 t erreichen 
können, so daß bei Berücksichtigung der Ausfuhren 
aus den Mitgliedstaaten nach Drittländern in Höhe 
von 60 000 t die Menge von 750 000 t des eröffneten 
Gemeinschaftszollkontingents zur Deckung des ge- 
samten Einfuhrbedarfs der Gemeinschaft aus Dritt- 
ländern als ausreichend erachtet werden könnte. 


Der in den einzelnen Mitgliedstaaten sehr unter- 
schiedliche Stand der Ausschöpfung der zugewie- 
senen Anteile dürfte jedoch darauf hindeuten, daß 
die ununterbrochene Versorgung bestimmter Presse- 
sektoren mit der Kontingentsmenge von 750 000 t 
nicht gewährleistet werden kann. 

Um dieser Lage abzuhelfen, ist vorgesehen, die 
Menge des Zollkontingents unter Zugrundelegung 
einer auf allgemein 8 Vo geschätzten Zuwachsrate 
des durchschnittlichen Verbrauchs an Zeitungsdruck- 
papier der Gemeinschaft zu erhöhen. Da im Jahre 

1967 die Einfuhren von Zeitungsdruckpapier aus 
dritten Ländern in die EWG 743 239 t erreicht hatten, 
können sie für das Jahr 1968 auf Grund dieses 
Prozentsatzes auf 802 695 t geschätzt werden. Nach 
von den Sachverständigen der Mitgliedstaaten auf- 
gestellten Schätzungen könnte der Zuwachs der ver- 
fügbaren Gemeinschaftsproduktion jedoch ungefähr 
23 000 t erreichen, so daß die in Rede stehenden Ein- 
fuhren für das Jahr 1968 auf 780 000 t sinken würden. 
Da das bereits eröffnete Gemeinschaftszollkontin- 
gent 750 000 t beträgt, ist in dem beigefügten Ent- 
wurf einer Entscheidung eine Erhöhung der Kon- 
tingentsmenge um 30 000 t vorgesehen. 

5. Aus den Gründen, die bereits in Ziffer 4 letzter 
Absatz der ihrem Schreiben vom 15. Dezember 1967 
beigefügten Begründung (siehe Dokument R/1910/67 
(TDC 62) dargelegt sind, ist die Kommission, die ins- 
besondere die Eröffnung eines vertragsmäßigen Zoll- 
kontingents für Zeitungsdruckpapier für das Jahr 

1968 vorgeschlagen hatte, auch weiterhin der An- 
sicht, daß die endgültige Aufteilung des Gemein- 
schaftszollkontingents für Zeitungsdruckpapier auf 
die Mitgliedstaaten dem Charakter dieses Kontin- 
gents nicht entspricht. Mit der Bildung einer Re- 
serve wäre es insbesondere möglich gewesen, die 
Quoten, der Mitgliedstaaten, deren ununterbrochene 
Versorgung gegenwärtig infolge ihres schneller als 
vorgesehen steigenden Verbrauchs gefährdet ist, 
im Laufe des Geschäftsjahres anzupassen. Es ist 
sogar nicht ausgeschlossen, daß mit diesem Verfah- 
ren eine Erhöhung des Gemeinsdiaftszollkontingents 
von 750 000 t hätte vermieden werden können. Im 
übrigen kann sich die Kommission nicht vorstellen, 
daß diese Erhöhung ausschließlich derjenigen Mit- 
gliedstaaten zugute kommen soll, die eine Auf- 
stockung ihrer Quote beantragt haben. Dieses Ver- 
fahren würde in Wirklichkeit zur Einführung natio- 
naler Zollkontingente auf Grund von Artikel 28 des 
Vertrages führen, wobei die Voraussetzungen und 
das institutionelle Verfahren gemäß Artikel 25 
Absatz 1 des Vertrages außer acht gelassen würden. 
Aus diesen Gründen ist in dem beigefügten Verord- 
nungsentwurf die Bildung einer Reserve vorgesehen, 
mit der die Menge des Gemeinschaftszollkontingents 
für Zeitungsdruckpapier erhöht werden soll, wobei 
die bei Bildung der Reserve bereits angenommenen 
Verwaltungsmodalitäten angewandt werden sollen. 
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